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»Wer aber vom Kapitalismus nicht reden will, 
sollte auch vom Faschismus schweigen.« Als Mit-
te Oktober CDU und FDP einen Antrag der Frei-
en Wähler unterstützten, um den 30%igen Sozi-
alwohnungsanteil bei Neubauten zu kippen, und 
als der Oberbürgermeister mit seiner Enthaltung 
den Weg dafür vorerst freimachte, da betrieben 
sie allesamt das Geschä�  der Rechtsextremen. 
Denn der neoliberalen AfD und den Freien Wäh-
lern im Dresdner Stadtrat schwebt eine Stadt vor, 
die – dem Markt ausgesetzt – die Schwächsten 
oder Armen nicht mehr in ihrer Mitte duldet, die 
an der Mietpreisspirale dreht bis die Entsolidari-
sierung auf dem Wohnungsmarkt fassbar wird. 
Für sie hat das Sinn, denn: Wer soll schon mit 
denen solidarisch sein, die auf ihrer Flucht hier 
einen Ort der Sicherheit suchen, wenn es für ihn 
selbst keinen bezahlbaren (Wohn-)Ort im Stadt-

zentrum gibt? Es war diese Ratssitzung Mitte Ok-
tober als die Fraktionsmitglieder der LINKEN 
aufstanden – »Herz statt Hetze« prangte auf ih-
ren T-Shirts – um Haltung zu zeigen als die AfD 
in der Aktuellen Stunde gegen Flüchtende gi� e-
te. Und die Fraktion zeigte Haltung als der so-
ziale Wohnungsbau dieser oben erwähnten un-
heiligen Allianz zum Opfer fallen sollte – zwar 
nicht auf Shirts, aber in Reden und zuvor in jah-
relanger Sacharbeit. Haltung zeigen – das tut Not 
in diesen Zeiten: ob für ein starkes Städtisches 
Klinikum, Bildungszugänge für alle in Biblio-
theken, im Heimunterricht, in der Berufsschule 
oder die Kindergärten. Dem oben zitierten Max 
Horkheimer folgend heißt das – nicht nur in die-
ser Ausgabe: Lasst uns reden über Faschismus 
UND Kapitalismus – und darüber, was es heißt, 
Haltung zu zeigen.              Thomas Feske

Wo das Asoziale verbindet 

In der Ratssitzung im Oktober sollte über ei-
ne Ausnahmereglung im kooperativen Bau-
landmodell entschieden werden. Eine Zufalls-
mehrheit nutzte die rechtskonservative Seite,
um gleich das ganze Modell umzuwerfen und 

die Sozialquote von 30 auf 15 Prozent abzusenken.
Die Rechtswidrigkeit der Vorgehensweise brach-

te unsere Fraktion und auch GRÜNE und SPD zu-
recht auf die Barrikaden. Im Ergebnis jagte ein 
Geschäftsordnungsantrag samt mehrfacher na-
mentlicher Abstimmung den nächsten. Oberbür-
germeister Hilbert entglitt das Ruder dabei völlig.
Bei der finalen Abstimmung, machte er trotz sei-
ner Enthaltung deutlich, dass er eine Quote von 15 
Prozent grundsätzlich befürworte. Eine Woche spä-
ter musste Hilbert den formell rechtswidrigen Be-
schluss dann auch schon wieder kassieren.

Im Ergebnis musste der Stadtrat im November 
noch einmal über die Vorlage abstimmen. Dabei 
fand sich eine Mehrheit zur Verlängerung der Über-
gangsfrist bis 30.6.2022. Für Dresden ist das eine 
schlechte Nachricht, da nun zahlreiche Sozialwoh-
nungen weniger errichtet werden. Tilo Wirtz berich-
tet für uns über die Hintergründe.                  » Seite5

Im Stadtrat brauen Rechtsextreme und Neoliberale
gemeinsam ein unappetitliches, asoziales Süppchen,
in dem auch der Oberbürgermeister herumrührt.  

 Haltung zeigen 

Rechtswidrige Angriffe
SOZIALER WOHNUNGSBAU

      Wo die AfD gegen Gefl üchtete hetzt, leisten wir Widerstand. Auch optisch,   
      wie in der letzten Aktuellen Stunde.» Seite 2    
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In der Stadtrats-Doppelsitzung vom 15. und 16. Okto-
ber gab es eine von LINKEN, SPD, GRÜNEN und den 
beiden fraktionslosen Stadträten beantragte Aktuelle 
Stunde zum Thema »Keinen öff entlichen Raum mehr 
in Dresden für rassistische, faschistische und ande-
re menschenfeindliche Hetze«. Die Fraktion DIE LIN-
KE trat auf Initiative von Stadträtin Margot Gaitzsch 
ihr Rederecht an Rita Kunert von »Nationalismus raus 
aus den Köpfen« ab.

Wir veröff entlichen hier Teile ihrer Rede:
»Ich stehe heute hier für alle jene Menschen, die sich 

nunmehr seit fast 6 Jahren dem Hass und der Hetze 
auf der Straße entgegenstellen. Dem Hass und der Het-
ze, die sich gegen jede und jeden richten, die nicht in 
das eigene, engstirnige, von Nationalismus und Men-
schenverachtung geprägte Weltbild passen. Wir stel-
len uns dem entgegen, wann immer es nötig ist.

Ich stehe hier für die Menschen, die als ungewa-
schen und arbeitsscheu, als »Dreckspack« und »Schrei-
schmutz« bepöbelt und angespuckt werden, die mit 
Worten bedacht werden, die ein anständiger Mensch 
nicht in den Mund nimmt. Für die Gräben ausgeho-
ben werden sollten, in die man sie wir�  und zuschüt-

tet – eine Ankündigung, die off enbar die Staatsanwalt-
scha�  hier in Dresden voll in Ordnung fi ndet. […]

Gemeinsam widersetzen wir uns den menschen-
verachtenden Parolen, die bei solchen Veranstaltun-
gen über den Platz schallen. Wir stellen uns denen in 
den Weg, die tausendstimmig »Absaufen, absaufen…« 
brüllen, wenn die Rede von Gefl üchteten ist, die auch 
nicht vor Politiker*innen haltmachen und Galgen mit 
deren Namen durch die Stadt tragen. Wir setzen uns 
denen entgegen, die mit Worten und Plakataufschrif-
ten Menschen in den Dreck treten und die auch da-
für sorgen, dass sich Menschen anderer Herkun�  oder 
einfach Menschen die nicht dem sogenannten »ty-
pisch Deutschem« entsprechen - montags nicht mehr 
ins Stadtzentrum trauen, 

Was uns eint, ist der Wunsch, dass endlich Schluss 
damit ist, Schluss damit, dass unser Stadtzentrum ein 
Aufmarschort für menschenverachtendes Gedanken-
gut ist. 

Deshalb stehen wir, wann immer es nötig ist, auf 
Straßen und Plätzen, deshalb setzen wir uns im Vor-
feld einer jeden Versammlung mit der Versamm-
lungsbehörde der Stadt auseinander. Dass es nun in 
Dresden immerhin die Möglichkeit eines Protests in 
Sicht- und Hörweite gibt, das haben wir uns am 31. Ok-
tober 2016 erkämp�  und nicht wieder aus der Hand 
gegeben, auch wenn sich andere den Orden gern an-
he� en.
[…]

Eins ist uns völlig klar: Das Recht auf Versamm-
lungsfreiheit und Meinungsfreiheit gilt für alle. Aber 
es gibt Grenzen. In unserer Stadt fallen auf öff entli-
chen Straßen und Plätzen Worte, die nichts mit Mei-
nungsfreiheit zu tun haben und die dem Grundgesetz 
Artikel 1 widersprechen. Hier gäbe es sehr wohl die 
Handhabe einzuschreiten. Man müsste es als Behör-
de allerdings auch wollen. Und da sprechen wir noch 
gar nicht von den der Corona-Pandemie geschuldeten 
Hygieneregeln, die seitens der Behörde immer nur auf 
einer Seite massiv eingefordert werden.
[…] .«
Die vollständige Rede gibt es auf unserer Homepage 
unter:  www.linke-fraktion-dresden.de

Die Redaktion

Rita Kunert ist auch Mitglied bei »Nationalismus raus aus den Köpfen«, »Herz statt Hetze« und der »Seebrücke Dresden«.

Menschenverachtung verbannen!
Rita Kunert sprach im Stadtrat aus, was viele Menschen in Dresden vereint. Die Sehnsucht,
unsere Stadt von rassistischen Parolen und herabwürdigenden Hetzreden zu befreien.

GESELLSCHAFT

Am 25. Oktober wollte PEGIDA im Dresdner Stadt-
zentrum groß ihr sechsjähriges Bestehen feiern. Der 
Druck der Zivilgesellscha�  führte zum Verlegen der 
»Geburtstagsfeier« auf die Cockerwiese. Daraufhin 
sagte Lutz Bachmann die Geburtstagsfeier in Dresden 
ab. Dies kann durchaus auch als großer Erfolg für die 
»No Pegida-Bewegung« gewertet werden. Über 50 In-
itiativen, Organisationen, Parteien, Gewerkscha� en, 
die TU, Kirchen – von links bis hin zur bürgerlichen 
Mitte – unterstützten den Aufruf von Herz statt Hetze, 
am 25. Oktober für Demokratie und ein solidarisches 
Miteinander auf die Straße zu gehen.
Das Verbot von Demonstrationszügen aus Gründen 
des Corona-Infektionsschutzes konnte die Organisa-
tor*innen nicht ausbremsen, verunsicherte aber viele 
potentielle Demonstrant*innen. Zum Schluss versam-
melten sich trotzdem bis zu tausend Dresdner*innen, 
junge wie alte, auf der Cockerwiese oder vor der Büh-

ne von Herz statt Hetze auf dem Neumarkt. Hunderte 
folgten auch dem Aufruf von CDU und FDP zum Alt-
markt. Etwa 50 versammelten sich schon am Mittag 
vor dem Landgericht, wo auch unsere LINKE Bundes-
vorsitzende Katja Kipping klare Worte zum notwen-
digen Zusammenhalt gegen den Sozialabbau fand. 
Unterstützt wurden diese Aktionen durch eine Fahr-
raddemo der »Antifaschistischen Initiative Löbtau«, 
welche sich schließlich der Kundgebung auf dem Neu-
markt anschloss. Insgesamt ein beeindruckendes Be-
kenntnis zu Demokratie und solidarischem Miteinan-
der – und ja – auch gegen PEGIDA.
Wir wissen, dass es ein weiter und beschwerlicher Weg 
ist, um Nationalismus und Rassismus aus den Köpfen 
der Menschen zu vertreiben. Nutzen wir jede Möglich-
keit – ob in den Parlamenten oder außerhalb. Die Über-
windung beginnt bei jedem und jeder Einzelnen von 
uns.      Margot GaitzschDer Antifaschistische Protest in Dresden hat viele Gesichter.

Bei PEGIDA: (K)ein Ende in Sicht? Gegendemonstranten verhageln den Geburtstag.
ANTIFASCHISMUS
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»Noch in den zweitausender Jahren schwappte eine 
Privatisierungswelle durch unser Land. Öff entliches 
Eigentum diente daraufhin vielfach nicht mehr dem 
Gemeinwohl, sondern den Interessen von Aktionären 
oder privaten Anteilseignern. Nicht selten gingen die 
Privatisierungen zu Lasten der Menschen, die diese 
Politik mit steigenden Mieten oder überlasteten Ärz-
ten und zu wenigen Pfl egekrä� en teuer bezahlten.

Noch vor wenigen Jahren gab es hier im Rat keine 
Mehrheit für eine hundertprozentige Rekommuna-
lisierung der DREWAG. Wir von der LINKEN haben 
uns hingegen viele Jahre lang für die Rekommunali-
sierung und Stärkung des öff entlichen Sektors einge-
setzt. Bereiche, die zur öff entlichen Daseinsvorsorge 
gehören, also das, was wichtig ist für die Menschen, 
wie Krankenhäuser, Strom, Wasser, Bus, Bahn und ja: 
auch ein relevanter Teil des Wohnungsmarktes gehö-
ren in die öff entliche Hand.

Inzwischen setzen sich die von uns vorgetragenen 
Argumente Schritt für Schritt durch, auch in Dresden.

Nach dem Einstieg in den sozialen Wohnungsbau und 
der inzwischen beschlossenen vollständigen Rekom-
munalisierung der DREWAG wird heute ein weiterer 
wesentlicher Beschluss zur Stärkung des öff entlichen 
Sektors gefasst.

Die Fusion von DREWAG und ENSO gehört dabei 
zweifellos zu den wichtigsten Entscheidungen des 

Dresdner Stadtrates in diesem Jahrzehnt. Mit der 
SachsenEnergie wird eines der bundesweit größten 
Versorgungsunternehmen geschaff en – man könn-
te auch sagen: ein modernes Energiekombinat. Und 
das in kommunaler Hand. Damit fl ießen die erzielten 
Gewinne nicht in die Kassen privater Konzerne, son-
dern kommen dem Gemeinwohl zugute, zum Beispiel 
der Finanzierung der Dresdner Verkehrsbetriebe oder 
der Dresdner Bäder. Als Hauptanteilseignerin hat die 
Stadt Dresden zudem einen erheblichen Einfl uss auf 
die Unternehmenspolitik und damit auch auf eine um-
welt- und klimafreundliche Stromerzeugung.

Für uns als DIE LINKE war ein Grundgedanke  wich-
tig: Klimafreundlichkeit und soziale Gerechtigkeit  
sind stets zusammenzudenken. Daher setzen wir uns 
auch dafür ein, dass ein Teil des vorgeschlagenen In-
novationsbudgets für neue soziale Projekte eingesetzt 
wird und dass über alle Maßnahmen aus diesem Bud-

get der Aufsichtsrat entscheidet (und kein vom Ober-
bürgermeister handverlesenes Schattengremium).

Dass dies alles heute keine alltägliche Entschei-
dung ist, wird deutlich, wenn man sich einige wenige 
Zahlen vor Augen führt: DREWAG und ENSO erreich-
ten im vergangenen Jahr zusammen Umsatzerlöse in 
Höhe von 2,5 Milliarden Euro und einen Gewinn vor 
Steuern in Höhe von 147 Millionen. Diese stolzen Er-
gebnisse wurden von insgesamt rund 1300 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern erwirtscha� et, denen ich an 
dieser Stelle unseren herzlichen Dank für diese gro-
ße Leistung aussprechen möchte. Angesichts der Be-
deutung der kün� igen SachsenEnergie für die Lan-
deshauptstadt Dresden und die Region sind jegliche 
Entscheidungen zu Unternehmenszielen und -strategi-
en also auch jene zum Klimaschutz und der Gemein-
wohlorientierung insgesamt mit Bedacht und Sorgfalt 
vorzubereiten.

Daher schlagen wir vor, den Oberbürgermeister 
damit zu beau� ragen, unter Beachtung des bereits 
gefassten Beschlusses zur »Fortschreibung der Kli-
maschutzziele« die Unternehmensziele und die  –stra-
tegie weiterzuentwickeln, damit hierüber dann in ei-
nem ordnungsgemäßen Verfahren auf einer seriösen 
und substantiellen Grundlage beraten und entschie-
den werden kann.

Heute gilt es, hier im Stadtrat die Zustimmung zur 
Fusion zu erteilen, damit diese wie geplant umgesetzt 
werden kann.«                  

DASEINSVORSORGE

André Schollbach gestaltete in den beiden Aufsichtsräten 

von DREWAG und ENSO den Fusionsprozess mit.

DREWAG und ENSO fusionieren – für DIE LINKE ist der kommunale Einfl uss zentral für die 
Gemeinwohlorientierung und Klimastrategie Dresdens. Hier André Schollbachs Rede dazu.

»Modernes Energiekombinat« 

Die wichtigsten Beschlusspunkte:

• DREWAG und ENSO fusionieren zur SachsenEner-

gie AG.

• Der Aufsichtsrat der städtischen Muttergesell-

schaft wird auf zwölf Personen vergrößert.

• Es wird ein Innovationsbudget von 8 Mio. Euro

gebildet.

• Über die Einzelmaßnahmen aus dem Innovations-

budget entscheidet der Aufsichtsrat.

• Das Innovationsbudget wird für die Förderung so-

zialer Innovationsprojekte, die Dekarbonisierung 

und die energetische Sanierung von Sportstätten 

eingesetzt.

Heißes Thema bei der Fusion war auch, bis wann das neue Unternehmen klimaneutral werden kann, ohne die Querfinanzierung des ÖPNV zu gefährden.

»Wir stellen sicher, 
dass das fusionierte 
Unternehmen dem 

Gemeinwohl dient.«

»Klimafreundlichkeit 
und soziale 

Gerechtigkeit sind stets 
zusammenzudenken.«
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Das »Zukun� skonzept« sieht – et-
was vereinfacht – vor, bis 2035 das 
Friedrichstädter Krankenhaus zum 
Zentralkrankenhaus aufzurüsten, 
auf dem Weißen Hirsch die psychi-
atrische Versorgung zu konzentrie-
ren und das Krankenhaus Neustadt 
(Trachau) bis spätestens 2035 als 
klassisches Krankenhaus aufzuge-
ben. Stattdessen soll an dieser Stelle 
ein Medizinisches Versorgungszen-
trum, eine Tagesklinik und vielleicht 
eine Einrichtung für die Kurzzeit-
pfl ege untergebracht werden. Was 
spricht dafür? Ist das Krankenhaus 
an einem Standort konzentriert, las-
sen sich Synergien zwischen ver-
schiedenen Fachbereichen nutzen. 
Zugleich sind keine Doppelstruk-
turen mehr nötig. Davon verspricht 
man sich wirtscha� liche Vorteile. Er-
gänzend wird noch angeführt, dass 
die Baustruktur des ehemaligen Al-
tenheimes in Trachau für ein moder-
nes Krankenhaus wenig geeignet 
ist. Allerdings gibt es für die Liqui-
dation des Standortes Trachau noch 
einen profanen Grund. Man erwar-
tet 62,5 Millionen Euro Investiti-
onsfördermittel aus dem Kranken-
hausstrukturfonds des Bundes. Aus 
diesem Topf gibt es Fördermittel, 
»wenn ein Krankenhaus oder Teile 
von akutstationären Versorgungs-

einrichtungen eines Krankenhauses 
dauerha�  geschlossen werden, ins-
besondere wenn ein Standort, eine 
unselbständige Betriebsstätte oder 
eine Fachrichtung eines Kranken-
hauses geschlossen wird« (Kran-
kenhausstrukturfondsverordnung). 
Die Konzeption des Krankenhaus-
strukturfonds folgt immer noch 
der neoliberalen Ideologie: Je we-
niger Krankenhäuser, desto besser. 

Gegenargumente wider-
legen neoliberale 
Ideologie
Was spricht dagegen? Die Gegenar-
gumente sind vielfältig. Ärzte ver-
weisen zum Beispiel darauf, dass 
Spitzenmedizin und mehrere Fach-
bereiche bei einem Großteil der 
Krankenhausbehandlungen gar 
nicht notwendig sind, es gäbe auch 
viele »Routinefälle«, die unter den 
Bedingungen in Trachau in hoher 
Qualität behandelt werden können, 
bei unerwartet schwierigeren Fäl-
len sei eine Verlegung nach Fried-
richstadt jederzeit möglich. Ernst 
zu nehmen ist auch die Sorge, dass 
das Städtische Klinikum mit einer 
Schließung des Standortes Trachau 
sowohl Patient*innen als auch heiß 
umworbenes Fachpersonal an ande-

re Krankenhäuser auf der Neustäd-
ter Elbseite verlöre, was dann weder 
seiner Qualität, noch seiner Wirt-
scha� lichkeit zuträglich wäre. Das 
wichtigste Argument gegen das Kon-
zept hat aber wiederum mit dem Geld 
zu tun. Außer der bereits erwähnten 
»Schließungsprämie« aus dem Bun-
deshaushalt werden für den Ausbau 
in Friedrichstadt und am Weißen 
Hirsch nämlich noch 100 Millionen 
Euro aus dem städtischen Haushalt 
und 250 Millionen Euro Fördermit-
tel vom Freistaat Sachsen eingeplant. 
Letzteres würde bedeuten, dass der 
Freistaat über zehn Jahre rund 30 
Prozent der verfügbaren Kranken-
hausfördermittel allein in das Dres-
dner Klinikum stecken müsste. Die-
se Annahme ist aber angesichts der 
fi nanziellen Situation des Freistaates 
und angesichts des Förderbedarfes 
im ländlichen Raum ungefähr so re-
alistisch, als würde man zur Finan-
zierung eines Einfamilienhauses 
einen Sechser im Lotto fest einpla-
nen. Das Konzept könnte also dazu 
führen, dass zwar das Neustädter 
Krankenhaus geschlossen wird, von 
den geplanten Neubauten in Fried-
richstadt aber nur ein Bruchteil re-
alisiert würde. Im Ergebnis würde 
das Klinikum ca. 25 Prozent seiner 
Kapazität verlieren.       Jens Matthis

Pläne für das Städtische Klinikum
Durch Ernst & Young wurde ein sogenanntes »Zukun� skonzept« 
vorgestellt. Doch es verdient den Namen nicht.

Welche politischen Ziele verfolgst 
du in der gegenwärtigen Wahlperi-
ode?
Ich bin im Stadtrat, um meine bei-
den Politikfelder Kultur und So-
ziales zu bearbeiten. Um das gut 
hinzubekommen, ist auch mein In-
teresse an Finanzpolitik sehr groß.

Konkret will ich die freie Kul-
turszene stärken und die Arbeits-
und Produktionsbedingungen ver-
bessern. 

Was ist dein persönlicher Zugang 
zu den Themen?
Aus meiner Zeit in der »Scheune« 
bringe ich den Wunsch mit, die 
Stadt möge der Clubkultur weitere 
Wertschätzung entgegenbringen.
Wir merken in der jetzigen Pan-
demiesituation, wie wichtig die 
persönliche Begegnung zwischen 
Kunst und Publikum bei Veranstal-
tungen ist. Da müssen wir retten,
was zu retten ist.

Ich möchte zum Beispiel eine An-
sprechperson für die Art von Kul-
tur, die nachts stattfindet, schaf-
fen. Ein »Nachtbürgermeister« ist 
in einigen anderen Städten schon 
erfolgreich eingesetzt worden. Es 
besteht im Moment sehr viel Be-
ratungsbedarf, auch was Hygiene-
konzept und Entwicklungen unter 
den Vorzeichen der sehr akuten 
Wirtschaftskrise angeht.

Im Sozialen möchte ich gute Be-
dingungen für Migrationssozialar-
beit schaffen, nicht zuletzt, weil 
ich ja selber in diesem Bereich ar-
beite. Die neu nach Dresden gezo-
genen Mitmenschen brauchen häu-
fig Begleitung auf ihrem Weg des 
Ankommens. Die Erfahrung zeigt: 
Integration ist ein langer Prozess.

Und ich fühle mich natürlich auch 
für Themen der Neustadt und vor 
allem des Hechtviertels zuständig.
Hier haben mich die Menschen ge-
wählt, weil sie mich kennen und 
mir in der Nordbad-Sauna (unge-
fragt) von ihren Problemen und 
Anliegen erzählen.

Die Fragen stellte Jana Neveling

Für das Städtische Klinikum sind weitreichende Umstrukturierungen geplant. Stadtrat Jens Matthis kritisiert diese scharf.

Magnus Hecht (48) arbeitet in der Migra-

tionssozialarbeit und sitzt für DIE LINKE 

in den Ausschüssen für Kultur, Finanzen 

sowie Umwelt.

Magnus Hecht
IM GESPRÄCH



Weltweit sind die Auswirkungen der Corona-
pandemie besonders für Menschen mit gerin-
gem Einkommen katastrophal. Auch im reichen 
Deutschland, wo es staatliche Hilfsmaßnahmen 
in Milliardenhöhe gibt, verschär�  die Krise die 
sozialen Unterschiede: Wohnungslosen brechen 
ihre Anlaufpunkte weg, Gefl üchtete sind in den 
Gemeinscha� sunterkün� en einem hohen Infekti-
onsrisiko ausgesetzt, Sexarbeiter*innen werden in 
die Illegalität gedrängt. Soloselbständige in Kunst, 
Kultur, Gastronomie und Tourismus sind in ihrer 
Existenz unmittelbar bedroht und werden den Co-
rona-Winter vielfach nicht überstehen. 
Die Krisenpolitik der Bundesregierung fi ndet zu-
nehmend weniger Akzeptanz in der Bevölkerung. 
Ständig gibt es neue Regelungen, welche größten-
teils ohne Einbeziehung der Parlamente verfügt 
wurden, die in sich widersprüchlich sind und die 

sich wie ein Flickenteppich übers Land verteilen. 
Die Einhaltung der verfügten Maßnahmen wird 
off ensichtlich nicht ausreichend kontrolliert, so 
dass deren Wirksamkeit nicht nachvollziehbar ist.

Über allem schwebt die bange Frage, wer die 
stetig steigenden Kosten dieser Krise tragen soll. 
Die beginnenden Haushaltsverhandlungen las-
sen befürchten, dass es vor allem zu Kürzungen 
im Kultur- und Sozialbereich kommen wird und 
somit jene die Last tragen werden, die schon in der 
Krise am meisten gelitten haben. Doch es gibt Al-
ternativen. DIE LINKE fordert neben der Einfüh-
rung der Vermögenssteuer zur Finanzierung der 
Coronakrise eine einmalige Abgabe für Milliar-
däre und Multi-Millionäre nach Vorbild des La-
stenausgleichs nach dem Zweiten Weltkrieg. Nur 
so kann eine soziale gerechte Bewältigung der Co-
ronapandemie gelingen!                Anne Holowenko

Lastenausgleich jetzt!

Das Coronavirus hat Politik und Gesell-
scha�  fest im Griff . Man muss eine gan-
ze Weile zurück blicken, wann ein Thema 
weltweit derart dominant gewesen ist, wie 
die gegenwärtige Pandemie. Mit fällt ei-

gentlich nur der gesellscha� liche Umbruch in Osteur-
opa zu Beginn der 90er Jahre und seine Folgen für die 
ohnehin fragile geopolitische Situation der Welt ein.
Über diese und ihre politischen Folgen konkret im Os-
ten Deutschlands geht es in einem Beitrag dieser Aus-
gabe unserer Mitgliederzeitschri� . Ganz zeitgemäß 
hingegen beschä� igt sich ein Interview mit der Situ-
ation derer, deren Existenz gegenwärtig auf dem Spiel 
steht – und das sind nicht wenige Menschen. Unsicher-
heit wandelt sich immer ö� er in Wut über eine persön-
liche Situation, in die man komplett unverschuldet hi-
neingeraten ist und die bislang von der Politik noch 
nicht als wirkliche Gefahr für den gesellscha� lichen 
Kit ernst genommen wird. Kein einfaches Pfl aster 
für uns als Linke. Aber zumindest das sind wir ja ge-
wohnt.                  Uwe Schaarschmidt

Meinung
Partei erlebbarer
machen. » Seite 3 

Solidarisch bleiben
DIE LINKE im Lockdown.
 » Seite 6

Europa
Die Tricks der Konzerne
» Seite 8 11

»Solidarität 
muss immer 
konkret sein!« 
Kristin Hofmann Sozialistische Schri�  für Dresden November 2020

    Angst um Kultur und Existenz  
    » Seiten 4/5   

 Die große Leere 

Wer die Krise bewältigen will, muss Parlamente beteiligen 
und die Lasten der Krise gerecht verteilen.

Existenzielle Not
EDITORIAL
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Anfang Oktober hat die europäische 
Pharmaaufsicht EMA den Geneh-
migungsprozess eines Corona-Impf-
stoff s von der Firma Biontech be-
gonnen. Damit gerät ein Impfstoff  
immer mehr in Reichweite. Viele 
von uns schauen zurecht gebannt 
auf die pharmazeutische Forschung, 
voller Hoff nung, dass ein Impfstoff  
gegen Covid-19 uns bald die lang er-
sehnte »Normalität« zurückgeben 
kann. Und dabei muss man sagen: 
die Entwicklung des Impfstoff es 
hat durchaus Potential. Wir haben 
gesehen, dass international schnell 
und koordiniert gehandelt wurde 
und wir haben gesehen, dass zahl-
reiche Staaten frühzeitig in die For-
schung interveniert haben und den 
Impfstoff  sowie seine Verteilung der 
reinen Profi tlogik des Marktes ent-
zogen haben. 

Doch leider gibt es eben auch 
Schwächen. Denn die Frage wer 
wann Zugang zum Impfstoff  be-
kommt lässt sich durch pharmazeu-
tische Forschung nicht beantworten. 
Diese Frage ist eine gesellscha� spo-
litische und auch eine ethnische. Sie 
muss deshalb off en debattiert und 
transparent entschieden werden.

Prioritäten setzen 
Denn wenngleich der Zeitpunkt für 
die Impfung noch nicht klar ist, was 
wir sicher sagen können: Nicht al-
le, die eine Impfung haben wollen, 
werden sie direkt bekommen kön-
nen. Sowohl bei der Produktion als 
auch bei der Verteilung wird es 
Grenzen des Machbaren geben. Es 
gibt hier Berufsgruppen, die schnel-
ler Zugriff  haben sollten als andere. 
Medizinisches Personal, dass be-
sonders gefährdet ist und eine mög-
liche Infektion weitertragen könnte, 
ist ein Beispiel für eine Gruppe, die 

als erstes Zugang zum Impfstoff  ha-
ben sollte. Ganz sicher sollten auch 
älteren Menschen und Menschen 
mit Vorerkrankungen, also Per-
sonen die durch eine Covid-19-Er-
krankung besonders gefährdet sind, 
vorrangig eine Impfung bekommen 
können. Hier sollte aber zuvor ge-
nau geprü�  werden, ob der Impfstoff  
selbst ein Risiko darstellen könnte. 

Bei weiteren Berufsgruppen wä-
ren sicher auch Schulpersonal, Er-
zieher:innen, und alle Beschä� igten 
in Pfl egeeinrichtungen zu erwäh-
nen. Generell sollte gelten: Wer be-
sonders intensiv und eng mit ande-
ren Menschen arbeitet, sollte einen 
vorrangigen Zugang bekommen. Da-
zu gehören auch Menschen, die in 
Sammelunterkün� en arbeiten, sei 
es in der Wohnungslosenhilfe oder 
für Gefl üchtete.

Über die Landesgrenzen 
hinaus schauen 
Der Vorgang des Impfens sollte in 
öff entlicher Hand liegen. Er wird 
nicht nur logistisch einmalige An-
forderungen an unser Gesundheits-
system stellen, sondern er wird 
auch eine Bewährungsprobe für 

die große Solidarität, die gegensei-
tige Verantwortlichkeit und den 
Bürger:innensinn, die wir in dieser 
Pandemie erlebt haben. Ich plädiere 
sehr dafür, dass neben der stän-
digen Impfkommission (Stiko), dem 
Ethikrat und Wissenscha� lern auch 
Sozialverbände und Gewerkschaf-
ten in die Erarbeitung der Grund-
sätze zur Impfstoff verteilung einge-
bunden werden. Es wird uns besser 
gelingen, aus der Pandemie heraus-
zukommen, wenn wir ein Höchst-
maß an Vertrauen und Verständnis 
in dieser Verteilungsdiskussion er-
reichen können. 

Die Verteilungsfrage hat eine 
wissenscha� lich-medizinische, ei-
ne ethische, aber auch sozialpoli-
tische Dimension. Die Bürger:innen 
erwarten hier zurecht Antworten, 
die überzeugen und so auch das Ver-
trauen in die Politik stärken. Dies 
gilt besonders dann, wenn wir in der 
ersten Phase ein Rationalisierungs-
problem mit einem Covid-19-Impf-
stoff  haben werden. Zugleich gilt es 
über unsere Landesgrenzen hinaus 
zu schauen. Das betri�   nicht nur 
Europa, es betri�   bei Corona buch-
stäblich die ganze Welt. Wir dürfen 
also die ärmeren Länder oder auch 
all jene Regionen, die keine entspre-
chende Gesundheitsversorgung ha-
ben, nicht zurücklassen. Auch hier 
müssen die reichen Länder bereit 
sein zu geben und es darf keinen 
Handel mit dem Impfschutz geben. 
Kriterium darf nicht sein, wie viele 
Impfdosen am Ende die reichen Län-
der bereit sind zur Verfügung zu 
stellen, sondern wie viel Impfstoff  
verteilt werden muss, damit die 
Pandemie zurückgeht.  Auf globaler 
Ebene werden wir erst sicher vor Co-
vid-19 geschützt sein, wenn in jedem 
Land die Pandemie besiegt ist.

Katja Kipping

Die Corona-Pandemie hat 
zu einem dramatischen 
Rückgang der Spendenbe-
reitscha�  geführt, was in-
zwischen Engpässe in der 

Transfusionsmedizin nach sich zieht.
Viele Spender sind aus Angst vor An-
steckung oder durch die Herausforde-
rungen der Pandemie ferngeblieben. Zu-
gleich sind manche Blutprodukte nur 
sehr begrenzt haltbar, teils nur eini-
ge Tage. Es bedarf also einer gewissen 
Regelmäßigkeit beim Blutspenden, um 
diesen Bedarf decken zu können. Stati-
stisch waren in Deutschland zum Bei-
spiel 47 Bluttransfusionen je 1000 Ein-
wohner*innen nötig.

Bei der Spende selbst herrscht keine 
Infektionsgefahr, denn die Blutspende-
dienste haben ihre schon immer stren-
gen Hygienestandards weiter erhöht,
teilte der Vorsitzende der Deutsche Ge-
sellscha�  für Transfusionsmedizin und 
Immunhämatologie (DGTI) in einer Pres-
sekonferenz mit. Zudem ist bisher kein 
Fall bekannt, bei dem das Corona-Virus 
über gespendetes Blut übertragen wur-

de. Dies erklärte auch die Bundeszentra-
le für gesundheitliche Aufklärung (BZ-
gA) auf ihrem Portal Blutspenden.de.
Wir als Haus der Begegnung haben des-
halb Kontakt zum DRK gesucht, um un-
seren Saal samt Empore für die Nutzung 
anzubieten. Nach einem vor-Ort-Termin 
war klar, dass die Räumlichkeiten groß 
genug sind. Ein (erster) Termin konnte 
gefunden werden. Ich würde mich freu-
en, wenn viele Menschen zu dem Termin 
kommen. Man muss sich aber unbedingt 
vorab ankündigen. Dies ist unter der fol-
genden Adresse im Internet möglich:
https://t1p.de/k2jk

Wer Hilfe braucht, meldet sich bei 
mir am besten per Telefon unter der 0351 
8583801 oder über meine Mailadresse 
kristin.hofmann@dielinke-dresden.de 

– sorgen wir gemeinsam dafür, dass 
es keinen Engpass bei den Blutkon-
serven gibt.               Kristin Hofmann

SOZIALES

Impfgerechtigkeit kennt keine Grenzen.

Eine Verteilungsfrage
Ein gutes Impfkonzept stärkt den sozialen Zusammenhalt.

Erfolgreiches Impfen erfordert Geduld.

Rote geben Rotes – 
Hilfsaktion im Haus 
der Begegnung.

BLUTSPENDEN
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Durch Anpassung und Einsicht werden und bleiben 
wir Mitglied einer Gemeinscha� , durch Eigensinn und 
Widerspruch schützen wir unser Selbstwertgefühl 
in der Gemeinscha�  oder verlassen sie. Die Einsicht 
in den notwendigen Bruch mit dem Stalinismus 
einerseits, Siegerjustiz und Ausgrenzung durch 
die neue Obrigkeit anderseits, eine Minderheit der 
einstigen Millionenpartei fand sich neu auf einem 
gemeinsamen Weg. »So schnell geben wir nicht den 
Löff el ab«, schrieb Hermann Kant 1989, und so dachten 
und handelten wir. Gregor Gysi gab uns Mut mit seiner 
Auff orderung: »Kopf hoch und nicht die Hände«. An 
unser erstes Au� reten in der Öff entlichkeit erinnere 
ich mich gut. Häme, Spott und Beleidigungen, auch 
von ehemaligen SED-Mitläufern, nahmen wir hin. Wir 
erlebten Zuspruch und schwächten Hoff nungslosigkeit 
ab.

Viel Wasser ist seitdem die Elbe hinab gelaufen. 
Aktionen für mehr Gerechtigkeit, gegen die 
Umverteilung von Unten nach Oben sahen uns als 
Teil einer ostdeutsch geprägten antikapitalistischen 
Gegenströmung. In Erinnerung blieben kra� volle 
Demonstrationen auf Dresdens Straßen. Der Tag der 
Deutschen Einheit war für uns kein Tag zum Feiern. 
Aber, aus der  »Partei der Mauerschützen« ist eine 
Partei geworden, die einen Platz im bürgerlichen 
Parteiensystem gefunden hat. Man gehört zu den 
»demokratischen Parteien« und legt Wert darauf.  
Aus dem gemeinsamen Weg wurde eine Wegespinne. 
Von der Forderung, die Partei müsse den Platz einer 
Radikalen Linken in Deutschland einnehmen, bis zum 
Streben nach Regierungsbeteiligung ist alles vertreten. 
So sah uns der langjährige Fraktionsvorsitzende im 
Sächsischen Landtag als Volkspartei, sprach von einer 

anzustrebenden »Solidarischen Marktwirtscha� « und 
stimmte für die Aufnahme der Schuldenbremse in die 
Sächsische Landesverfassung.

Behäbige Strukturen
Trotz dessen oder deswegen: rasante Abstürze der 
Mitgliederzahlen, nicht nur durch Ableben. Für viele 
Mitglieder führte die Suche nach der politischen 
Zugehörigkeit  in die Trennung, für viele der Noch-
Mitglieder in gelassene Zurückgezogenheit. Wer 
sich von uns für die letztere Haltung entschied, 
meidet theoretische Oberfl ächlichkeit und 
Mandatsdrängelein, sondern lebt von seiner 
marxistischen Grundüberzeugung. Noch ist die 
Zugehörigkeit in den Basisorganisationen erlebbar. 

Verluste von Mitgliedern führten zu 
Zusammenschlüssen und zur Aufl ösung von 
Basisgruppen. Ortsverbände wurden zur unteren 
Basisstruktur. Diese notwendigen organisatorischen 
Schritte führten jedoch nicht zur Belebung. Es 
verringerte sich weiterhin die Anzahl der an 
den Versammlungen teilnehmenden Mitglieder. 
Nur annähernd 15% der Mitglieder suchen in 
Versammlungen noch das Gemeinsame. Die 
Ortsverbände sind nur noch in Ausnahmen in 
der Lage, in Programmdiskussionen bereichernd 
einzugreifen. Auf der nächsten Strukturebene der 
Partei ein ähnliches Bild.

Allgegenwärtige Konfl iktlinien
Hoff nung kommt auf mit den Eintritten jüngerer 
Frauen und Männern in den Jahren 2018/19. Motiviert 
sind diese Eintritte, so deuten es Leitungen und 
Medien, durch die Erkenntnis, den zunehmenden 
gesellscha� lichen Einfl uss rechter Parteien und 
Bewegungen zurückdrängen zu müssen. Zweifel 
ist hier und da am Platze. Landtagswahlen und 
Stadtratswahlen nahen. Mandate und Funktionen 
sind zu vergeben. Nach ein oder zwei Jahren 
Parteizugehörigkeit gelingt es locker in internen 
und öff entlichen Wahlen sich durchzusetzen. 
Neubesetzungen  politischer Mitarbeiterstellen 
überraschen. Ein Generationsproblem? Zu einfach – 
Kontaktmangel schon eher.

Dann, in der Stadtratswahl noch gebremst, gibt es 
für uns auf Europa-und Freistaatsebene Wahldesaster. 

Ich kann  da nur dem Genossen Thomas Falkner 
zustimmen: »Die Linke ist bislang eher eine 
Wahlvereinigung und Rekrutierungsapparat von 
Führungskrä� en für die öff entliche Verwaltung, die 
Bewegungslinke in erster Linie eine biographische 
Spielwiese, auf der wir uns ausprobieren« (ND,7.8.16)  
Für den Einzelnen in unserer Partei, soweit er sich 
noch nicht aufgegeben hat, entsteht eine ständige 
Konfl iktsituation. Ein off ener und ehrlicher Austausch 
über Tagesaufgaben und strategische Entscheidungen 
würde immer wieder zu partiellen Lösungen führen. 
Die Passivität vieler Mitglieder, Stagnation und der 
Rückgang der Mitgliederzahlen bestätigen diese nicht.

Ein Nachsatz
Ein junger Berliner begründete seine Unterstützung 
für unsere Partei in einem – im ND wiedergegebenen 
– Gespräch so: »Die Linke ist am wenigsten Scheiße, 
deshalb unterstütze ich sie. Man versteht sich, 
zumindest umgangssprachlich.«              Waldemar Peine

MEINUNG

Alte und neue Brüche 
Die Suche nach der politischen Zugehörigkeit, die Suche nach dem gemeinsamen Weg. 
Eine Betrachtung von Waldemar Peine.

Soziale Gerechtigkeit ist Grundbedingung für den inneren Frieden.

Jede Generation hat ihre eigenen prägenden Erfahrungen.
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Die  pandemiebedingte Situation in der 
Kulturbranche ist gegenwärtig in al-
ler Munde, viele Künstler*innen sind 
mit Statements in den Medien prä-
sent. Hinter den Kulissen spielen sich 
jedoch Dramen in Größenordnungen 
ab, die zu enormen sozialen Verwer-
fungen in den nächsten Jahren führen 
dür� en. Ein Gespräch mit Jenny Kun-
kel, der stellvertretenden Vorsitzenden 
der Dresdner LINKEN, sowie Inhaberin 
und Geschä� sführerin einer Veranstal-
tungs- und Messebaufi rma.

Jenny, euer Unternehmen in der Ver-
anstaltungsbranche war eines der 
ersten, das schon im Frühjahr vom 
ersten Shutdown betroff en war, als 
Großveranstaltungen untersagt wur-
den. Wie geht es euch jetzt?
Genau genommen begann unser Shut-
down bereits schon deutlich früher, – 
nämlich Anfang Februar 2020. Als noch 
niemand den Shutdown in Deutsch-
land für möglich gehalten hat, haben 
wir die erste Messe-Absage zum »Mobi-
le World Congress« in Barcelona erhal-
ten. Wir sind als Veranstaltungstech-
nik-Lieferanten auf das europaweite 
Business-Segment spezialisiert. Das be-
deutet, dass wir vor allem Messestände 
mit Technik ausstatten – und damit mei-
ne ich jetzt nicht die Roll-Up Messestän-
de, wie wir sie von Verbraucher-Messen 
kennen, sondern eben teilweise mehr-
stöckige Messebauten. Solche Stände 
brauchen LED-Wände, gleißendes Weiß-
licht, große Touch-Bildschirme, PC-Ter-

minals und riesige bewegte Werbefl ä-
chen. Dieser Aufwand wird nur auf 
sogenannten Leitmessen betrieben, auf 
denen sich vor allem auch internationa-
les Fachpublikum bewegt. Das klingt 
jetzt nach einer speziellen Nische, Fakt 
ist aber, dass 88% aller Veranstaltungen, 
die in Deutschland vor Corona stattge-
funden haben, einen Wirtscha� s-Hin-
tergrund haben, also Messen, Kon-
gresse oder ähnliches sind. Kunst und 
Kultur machen »nur« rund 5 Prozent al-
ler Events aus, was trotzdem immerhin 
einer Wirtscha� sleistung von rund 6,6 
Milliarden Euro entspricht.

Jedenfalls begann der Shutdown bei den 
wirtscha� sbezogenen Events deutlich 
früher und wird voraussichtlich erst 
wieder aufgehoben werden, wenn Kul-
turbetriebe und Gastronomen längst 
wieder aktiv sind. Wann das genau sein 
wird, ist unklar. Aktuell gehe ich davon 
aus, dass unsere Sparte erst wieder in 
2 Jahren relevante Umsätze macht. So 
etwas hält natürlich kein Unterneh-
men durch, egal wie groß oder klein 

man in der Eventbranche ist. Aus die-
sem Grund mussten wir uns als Tech-
nikdienstleister in andere Bereiche 
einarbeiten; beispielsweise in der Si-
cherheitstechnik oder in der Überwa-
chungstechnik. Das klingt jetzt sicher 
in den Ohren von Nicht-Unternehmern 
ziemlich einfach: »Müssen die halt was 
anderes machen.« So einfach ist das 
aber nicht. Jeder, der ein Unternehmen 
gegründet hat, weiß, dass es in der Re-
gel etwa 3-4 Jahre dauert, bis man auf 
die schwarze Null kommt. Letztend-
lich fühle ich mich wie in einem Start 
up, das nun aber doch jetzt 20 Jahre alt 

ist: Viel Arbeit, wenig Geld. Unser Um-
satzeinbruch liegt bei ca. 85%. Das biss-
chen, was wir erwirtscha� en, wird von 
den laufenden Kosten aufgefressen. Wir 
segeln also hart am Wind.
Die Nerven liegen vor allem bei unse-
ren freien Mitarbeitern blank, denn 
diese haben aktuell keine Einnahmen.
Aber auch bei vielen unserer Kunden 
ist die Lage desaströs: Messebau-Unter-
nehmen, Kommunikations-, Marketing-, 
PR- und Event-Agenturen – allen stellen 
sich die existentiellen Probleme. 

Es gab ja im Frühjahr Soforthilfen des 
Bundes und auch der Landeshaupt-
stadt für Selbstständige und Klein-
unternehmer. Hat Euch das etwas ge-
nützt?
Unser Unternehmen hat mit 4 festange-
stellten Mitarbeitern, Lager- und Büro-
miete, 3 Fahrzeugen, Telekommunika-
tion, und Technikfi nanzierungen rund 
25.000 Euro Fixkosten im Monat. Die 
Soforthilfen waren also innerhalb ei-
niger Tage »verdamp� «. Es hätte mehr 
genutzt, wenn die Möglichkeit geschaf-
fen worden wäre, Leasing- und Finan-
zierungsverträge einseitig zu kündigen 
zu können. Das hätte den Staat erst mal 
kein Geld gekostet. Leidtragende wären 
dann die Banken. Dafür hätte man aber 
den Mittelstand gerettet. 

Damals ging man weitgehend noch 
von einer Situation aus, die sich bis 
Ende des Jahres beruhigen würde 
und im Sommer sah es – zumindest in 
Deutschland – dann auch danach aus 
und es gab neue Formate im Kultur-
betrieb. Hat das der Branche gehol-
fen?
Nein – diese Formate rechnen sich nicht. 
Digitale Events als Ersatz für analoge 
Events sind nur eine Krücke und dienen 
gemeinhin der Schadensbegrenzung, 
sie taugen nicht als wirtscha� licher
Ersatz. Die Kultur steht im Fokus, wenn Aufnahme von der »Alarmstufe Rot!« Demo in Berlin.

Es ist zum Verzweifeln!
Das stille Sterben einer ganzen Branche – ein Interview mit Jenny Kunkel

Betroffenenkreis der Veranstaltungsbranche allein bei reinen Geschäftskunden.

»Seit April gehen 
unsere Kunden in 
die Insolvenz. Es 
ist einfach zum 
Verzweifeln.«
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gemeinhin über Veranstaltungen gesprochen wird 
– aber zur Erinnerung: Kultur sind nur 5%! Es fehlen 
die 88% wirtscha� sbezogenen Events und diese las-
sen sich auch nicht einfach so digital ersetzen! Aber 
mal um die Kunst und Kultur nicht außen vor zu las-
sen: Events entstehen vor allem im Kopf des Rezipien-
ten – sie entstehen aus unseren Sinnen. Sehen, hören, 
schmecken, riechen, fühlen, – so entstehen Gesamtbil-
der im Kopf, eben Events. Ein Konzert lebt von Atmo-
sphäre und von emotionaler Ansprache – im Zweifel 
vom kollektiven Ausrasten. Das braucht Nähe und Un-
mittelbarkeit. 

Es bildete sich ja dann auch die Initiative »Alarm-
stufe Rot!«, die auf die verzweifelte Lage des Kul-
turbetriebes sehr deutlich mit Aktionen aufmerk-
sam gemacht hat. Hast Du das Gefühl gehabt, dass 
dies von der Politik ernst genommen wurde?
Leider nein. Das sieht man vor allem daran, dass le-
diglich Leute aus der politischen 2. und 3. Reihe sich 
den Vertretern der #AlarmstufeRot als Ansprechpart-
ner gestellt haben. Das ist ein Skandal, denn mit 1,5 
Millionen Menschen liegt die gesamte Veranstaltungs-
branche auf Platz 2(!!!) bei den Beschä� igungszahlen. 
Die Lu� hansa ist mit Ihren 135.000 Mitarbeitern dage-
gen lächerlich winzig. Es müsste also Chefi nnen-Sache 
sein! Seit 8 Monaten tut sich quasi nichts. Das, was an 
Hilfsmaßnahmen auf den Weg gebracht wurde, geht 
an den Bedürfnissen der Veranstaltungsbranche vor-
bei. Das ist auch der Grund, weshalb entsprechende 
Hilfsgelder kaum abgerufen wurden.

Ende Oktober gab es dann eine Großveranstaltung 
der Initiative in Berlin, Du warst dabei, da war der 
erneute Shutdown schon absehbar. Was sind die 
Forderungen der Betroff enen jetzt, im Herbst, vor 
einem langen Winter?

Es gab im Vorfeld einen sogenannten Rettungsdialog 
seitens der Regierung mit den Branchenverbänden, in 
diesem wurden 6 Forderungen formuliert. Anerken-
nung aller Kosten und ein Unternehmerlohn ist eine 
Kernforderung. Die Überbrückungshilfen kommen 
aktuell nicht an, da sie vor allem nicht den Soloselbst-
ständigen gerecht werden. Deren Lebenshaltungs-
kosten sind quasi die Betriebskosten. Eine weitere 
Forderung ist die Anpassung der Kreditprogramme:
Laufzeiten müssen verlängert und die Tilgung fl exibi-
lisiert werden. Drittens muss der steuerliche Verlust-
vortrag angepasst werden. Das versteht nur jemand,
der unternehmerisch tätig ist, Steuerberater ist oder 
beim Finanzamt arbeitet. Kurzum sollen zu viel gezahl-
te Steuern einfach zurück gezahlt werden. Die Steuern 
der Boom-Jahre sollen quasi die Krisenmonate ausglei-
chen. Die vierte Forderung ist die Flexibilisierung und 
Ausweitung des Kurzarbeitergeldes. Außerdem sol-
len alle Möglichkeiten des »Befristeten Rahmens für 
staatliche Beihilfen zur Stützung der Wirtscha� « der 
EU-Kommission ausgeschöp�  werden. Letztendlich ist 
die VA-Branche kein Bittsteller, – denn von uns wur-
de ein besonderes Opfer zum Schutze der Gesellscha�  
verlangt: ein Berufsverbot. 

Ohne entsprechenden Ausgleich kommt das Berufs-
verbot unserer Branche dann auch einer Enteignung 
gleich. Hier werden defi nitiv Menschen um ihr Lebens-
werk gebracht! Der  Kleinunternehmer, der seine Mit-
arbeiter kündigen, sein Material für einen lächerli-
chen Preis versteigern muss und selbst vielleicht noch 
eine Hausfi nanzierung laufen hat, kann in seiner Situ-
ation mit Parolen vom Klassenkampf übrigens nicht 
sonderlich viel anfangen. 

Noch setzt das Aktionsbündnis #AlarmstufeRot auf 
Dialog- kommt dieser nicht zustande, so wird es auf 
Massenklagen hinauslaufen.          

Die Fragen stellte Uwe Schaarschmidt

CORONA-PANDEMIE

Der Landesparteitag fasste am 10. Oktober in Plauen 
einen wichtigen Beschluss: Im zweiten Halbjahr 2021 
wird eine LINKE Bildungskonferenz Sachsen stattfi n-
den. Schon am 16. Oktober standen die von der LAG 
vorbereiteten bildungspolitischen Thesen auf der Ta-
gesordnung des Landesvorstandes. Dieser beschloss 
dann auch die Konzipierung der Konferenz.

Die Thesen im Einzelnen: 
1. Die Veränderungen des Unterrichtes müssen als 

Dauerzustand begriff en werden.
2. Die Gesundheit aller muss oberste Priorität haben. 
3. Die sozialen Folgen der Pandemie müssen ge-

mildert werden: Herkun�  darf nicht den Schuler-
folg bestimmen. 

4. Die längst überfällige strukturelle Reform der 
Schule muss voran getrieben werden: Längeres ge-
meinsames Lernen, Schulen wohnortnah. 

5. Wir dürfen es uns nicht länger leisten, Menschen 
am Bildungssystem scheitern zu lassen: Schule für 
alle allseitig und erfolgreich. 

6. Die personelle Ausstattung muss massiv aufge-
stockt werden: Lehrer *innen kontinuierlich ein-
stellen, ausreichende Reserven für Vertretungen 
planen, Studienkapazitäten erweitern, Fächerum-
schulungen erleichtern. 

7. Gerechte Lern- und Arbeitsbedingungen so schnell 
wie möglich umsetzen, Schule als sozialen Raum 
stärken. 

8. Mitwirkung von Eltern/ Elternvertretungen, Schü-
ler*innenvertretungen ausbauen und stärken. 

Ingrid Körner 

Jenny Kunkel ist mittendrin und erlebt das Leid der Branche.

Bildungspolitik trotz(t) Pandemie
LINKE Sachsen beschließt Bildungskonferenz für das kommende Jahr.

Zeit, angestaubte Bildungskonzepte zu überarbeiten und die Bildungsforschung der letzten Jahre zur Realität zu machen.
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Die Geschä� sstelle der LIN-
KEN im Haus der Begeg-
nung hat entsprechend der 
aktuellen Verordnungen 
zum Infektionsgesche-

hen geänderte Öff nungszeiten. Unsere 
Stadtgeschä� sstelle ist aufgrund der 
aktuellen Lage am besten telefonisch 
über 0351-8583801 und über E-Mail 
über kontakt@dielinke-dresden.de zu 
erreichen. 

Wir bitten Euch und Sie, so viel wie 
möglich über diese Wege zu klären. 

Von persönlichen Besuchen bitten 
wir Euch dringend Abstand zu neh-
men. Die Geschä� sstelle ist für Besu-
cher*innen derzeit geschlossen. Gleich-
sam sind alle in den Räumen des HdB 
geplanten Parteitermine und Veranstal-
tungen abgesagt. Für alle Termine au-
ßerhalb des Hauses der Begegnung, ins-
besondere auch Digitalveranstaltungen 

der Rosa-Luxemburg-Sti� ung, schaut 
bitte auf unsere und deren Website. 

Die Termine für die geplanten Stadt-
parteitage am 12. Dezember und am 9. 
Januar 2021 bitten wir weiterhin im 
Blick zu halten. Es ist im Moment nicht 
möglich, zu sagen ob und wie die Partei-
tage stattfi nden. Eine fristgerechte Ein-
ladung wird aber in jedem Falle garan-
tiert. Wir wünschen gute Gesundheit!  
           DIE LINKE. Dresden

DIE LINKE DRESDEN

Alle, die auf dem letzten Stadtpartei-
tag im Rathaus im September dabei ge-
wesen sind, konnten neben der Anmel-
dung, dem Stand der Geschä� sstelle mit 
allerlei Informationsmaterial und Pro-
spekten auch die Auslagen auf einem 
weiteren Tisch bewundern. Auf diesem 
lagen mehrere Produkte, die es sonst 
auf Parteitagen eher nicht gibt: kleine 
Seifenstücke, Nuss-Riegel, Olivenöl-Fla-
schen zum Beispiel. Hinter dem Tisch 
standen Yaki Muth und ich und boten 
die Waren feil. Nicht etwa, weil wir 
sonst nichts zu tun gehabt hätten – der 
Parteitag unter Corona-Bedingungen 
war eine wirkliche Herausforderung – 
sondern weil es die langgeplante Pre-
miere unseres Shops der Solidarität 
sein sollte. 

Vielleicht habt ihr es durch einen 
früheren Besuch im Haus der Begeg-
nung oder meine Artikel hier und im 
Infobrief, den ihr über Mail bekommt, 
mitbekommen: das Haus der Begeg-
nung schär�  sein solidarisches und 
ökologisches Profi l. Wir haben einen 
Tauschschrank, einen ökologischen Ge-

schirrverleih und eine Sammelstelle für 
Gefl üchtete und Obdachlose. Die Tafel 
hat eine wöchentliche Ausgabestelle im 
Haus und in diesem Monat wird zum er-
sten Mal eine Blutspendeaktion in un-
seren eigenen Räumen stattfi nden. All 
das, was die Politiker*innen mit ihren 
Büros im Haus, DIE LINKE an sich mit 
der Stadtgeschä� sstelle sowie der Ju-
gendverein Roter Baum mit seiner Nach-
wuchsarbeit im Großen wollen, spiegelt 
sich dort im ganz kleinen Praktischen 
alltäglich wider. Das Haus der Begeg-
nung ist ein Ort alltäglich gelebter
 Solidarität.

Konsum ist politisch
Ein großer Teil unseres alltäglichen 
Lebens besteht im Konsum von Ver-
brauchsmitteln. Viele Menschen ver-
suchen, diesen Konsum nicht nur 
ökologisch, sondern gegenüber den Pro-
duzentinnen und Produzenten der Ver-
brauchsmittel fair zu gestalten. Das ist 
nicht immer einfach. Deswegen haben 
wir uns überlegt, im Haus der Begeg-

nung eine Alternative anzubieten. Al-
ternativ heißt in diesem Fall alterna-
tiv zu den großen Einzelhandelsketten. 
Denn: Wenn den Produzentinnen und 
Produzenten von Lebensmitteln durch 
die Ausbeutung im globalen Kapitalis-
mus die Mittel zum Leben fehlen, spä-
testens dann wird unser Konsum hier 
politisch. Und wenn unser Haus der 
Begegnung ein Ort des alltäglich prak-
tizierten politischen Kampfes sein soll, 
dann ist es nur folgerichtig, dass es an 
der Großenhainer Straße ab jetzt Öl, Tee, 
Süßes, Seife, Oliven, Bohnenkaff ee und 
vieles andere zu kaufen gibt – fair pro-
duziert, fair entlohnt, solidarisch weiter-
gegeben.

 PS: Unser Partner ist u.a. das »Neue 
Deutschland«, von dem wir auch Kalen-
der und Infomaterial zu Reisen anbie-
ten. Denn mit einer linken Tageszeitung 
ist es wie mit einer heilen Welt – man 
schätzt ihren Wert erst dann richtig, 
wenn es sie noch nicht oder nicht mehr 
gibt. Deshalb unterstützen wir den Ver-
lag Neues Deutschland auch durch die-
se Kooperation.               Kristin Hofmann

Cuba Si DIE LINKE Dresden 
IBAN: DE 93 8505 0300 3120 
1830 74
Verwendungszweck:  
»Kuba muss überleben – 
Fahrradwerkstatt«

Hofft weniger auf Geschäft als auf Solidarität: Der Soli-Shop – hier zu Besuch auf dem Parteitag.

Solidarität ist käuflich?!
Shop der Solidarität im Haus der Begegnung eröff net

Im amerikanischen 
Wahlkampf sowie 
der weltweiten Coro-
na – Pandemie ging  
die  ökonomische, 

politische und fi nanzielle 
Blockade gegen die Repub-
lik Kuba weiter. Konkrete 
Ereignisse und Vorgänge 
können auf den Internetsei-
ten von »amerika 21« bzw, 
»Cuba heute« nachgelesen 
werden. 

Für die Regionalgruppe 
Cuba Si Dresden war und 
ist die solidarische Hilfe für 
Kuba ein fester Bestandteil 
unserer politischen Arbeit. 
Zusätzlich zur Sammlung 
von bisher sieben Fahrrä-
dern im Jahre 2020, haben 
wir uns entschlossen, den 
Aufbau einer Fahrradwerk-
statt in Guantanamo zu un-
terstützen. 

Nach Zustimmung un-
serer Mitglieder haben 
wir  bereits im September 
eine Spende in Höhe von 
2.500,00 Euro bereitge-
stellt. Werner Geratewohl 
von Cuba Si Berlin schrieb: 
»Am 24.10.2020 haben wir 
in einem Container, welcher 
in unser Projekt Guantana-
mo geschickt wurde, 34 
Fahrräder untergebracht. 
Darin enthalten ist auch die 
Ausrüstung für eine Fahr-
radwerkstatt, welche von 
Cuba Si Dresden gespen-
det wurde. Der Container 
wird  wohl als »Weihnachts-
geschenk« in Kuba ankom-
men«.

Mit dieser Initiative wol-
len wir die Bemühungen 
Kubas im öff entlichen Nah-
verkehr unterstützen. Wir 
rufen alle Kubafreundin-
nen und Kubafreunde auf, 
dieses Projekt ebenfalls zu 
unterstützen. 

Andreas Grünzig

Eingeschränkte Öffnungszeiten. Keine Absage der Parteitage.
GESCHÄFTSSTELLE

Eine Fahrrad-
werkstatt für 
Kuba

CUBA SI
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Um zu sehen, wie für Kapitalinteres-
sen großfl ächig Waldfl ächen vernichtet 
werden, müssen wir nicht in den Ama-
zonas oder in den Dannenröder Forst 
schauen, sondern nur vor unsere Haus-
tür. Direkt vor unserer Nase fährt das 
Kieswerk Ottendorf-Okrilla (KBO) ein 
Expansionsprogramm, mit dem die Flä-
che der Kiesgrube beinahe verdreifacht 
werden soll. Doch die Anwohner*innen 
wehren sich gegen dieses Vorhaben, 
weil die Betreiber in der Vergangenheit 
bereits negativ aufgefallen sind. Laut 
Umweltschutzaufl agen darf das Unter-
nehmen ausgehobene Kiesgruben nur 
mit naturnahen, ökologisch verwert-
baren Stoff en auff üllen, doch nachweis-
lich wurde genau das Gegenteil in den 
Gruben gefunden. So ist bereits Bau-
schutt in einer der Gruben ausgegraben 
worden. Das gefährdet nicht nur einen 
stabilen Grundwasserspiegel, sondern 
durch enthaltene gi� ige Stoff e auch 
Menschen, Tiere und den Wald in der 
gesamten Region. Das Erholungs- und 
Naturschutzgebiet im Dresdner Ein-
zugsgebiet würde so veröden – nur um 
eine der größten Kiesgruben in den neu-
en Bundesländern noch weiter zu ver-
größern. 

KBO ist mit dem Vorhaben nicht 
durchgekommen, die Kiesgrube großfl ä-
chig in einem Stück zu erweitern. Statt-
dessen wurde das Gebiet in drei kleine-
re Teilstücke gegliedert – mit demselben 
Endergebnis. Als erstes soll ein ins-
gesamt drei Kilometer langes Förder-
band zwischen dem Abbaugebiet Lauß-
nitz 1 und Würschnitz gebaut werden.

 

Das geht einher mit Zäunen, die es vor 
Schäden durch Wildwechsel schützen 
sollen. Ungünstig nur, dass die Stre-
cke für das Förderband exakt zwischen 
zwei größeren Naturschutzgebieten 
durchführt. Das bedeutet, dass länger-
fristig geschützte Arten weiter wegster-
ben werden. Das wiederum gibt in Zu-
kun�  Grundlage, um den Ausbau weiter 
voran zu treiben, denn wo nicht auf ge-
schützte Arten geachtet werden muss, 
sind Waldrodungen deutlich leichter 

genehmigt zu bekommen! Sowohl Be-
wohner*innen der anliegenden Orte, 
als auch Menschen aus Dresden weh-
ren sich  jedoch gegen das Vorhaben 
von KBO. Erfolgreich wurde die Umset-
zung der Planung in der Vergangenheit 
bereits verhindert, indem die Abbauf-
läche auf Druck von Anwohner*innen 
über Raumordnungsverfahren behörd-
lich auf ein nicht mehr lukratives Maß 
reduziert wurden. Nun, bevor die Ro-
dung anstand, machten sich Menschen 

mit Nägeln, Drähten und rissfester Fo-
lie auf, um die Rodung zu verhindern.
Kurzzeitig waren sie von Erfolg geprägt,
denn das Waldstück für das Förderband 
musste Baum für Baum untersucht wer-
den bis die Rodungen begannen. Die 
Schneise wurde leider letztendlich ge-
schlagen, aber die Betreiber von KBO 
wissen jetzt, dass sie in Zukun�  kein 
leichtes Spiel haben werden, den Men-
schen und Tieren die Lebensgrundlage 
zu nehmen!     Willi Pencik

LINKSJUGEND 

Wald statt Kies!
Anwohner in Ottendorf-Okrilla wehren sich gegen großfl ächige Rodungen.

Sechs Jahre PEGIDA – ein Trauerspiel
Ist die Dresdner Versammlungsbehörde ahnungsloser als die Polizei blind?

Es ist schon wieder ein Jahr vergangen. Ein Jahr an 
dem die Rassist*innen von PEGIDA weitestgehend 
ungestört ihre menschenverachtende Hetze in Dres-
den äußern dur� en. In diesem Rahmen wurde von ei-
nem breiten Bündnis aus Parteien, Jugendverbänden 
und außerparlamentarischen Organisationen eine De-
monstration unter dem Motto »Herz statt Hetze« ver-
anstaltet. Mit jedem Au� ritt des Faschisten Björn Hö-
cke als Gastredner auf ihrer Bühne, wird ihre tiefe 
Verwurzelung in die rechtsextreme Szene bekrä� igt.
Dies wurde mit einem Blockadeversuch von Antifa-
schist*innen beantwortet. In den darauff olgenden Wo-
chen wurden jene Versuche immer mal wieder, mal 
mehr mal weniger erfolgreich, umgesetzt. Die Polizei 
reagierte darauf o� mals mit dem Einsatz von unver-
hältnismäßiger Gewalt. Außerdem gerierte sie sich 
o� mals als die rechte Hand von PEGIDA, so etwa, als 
sie nach Beschwerden von PEGIDA anfi ng den Laut-
stärkepegel der Gegendemonstration zu messen. Es ist 
höchste Zeit dies zu beenden und lautstark für eine  
weltoff ene Gesellscha�  einzutreten!   Tomas von Rudno

Kapitalgesteuerter Raubbau an der Natur findet nicht nur in der Ferne sondern auch direkt vor den Toren der Stadt statt.

Januar 2015: Von Anbeginn an regte sich in Dresden Widerstand gegen PEGIDA.
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Ein partizipativer Dokumen-
tarfi lm aus Sicht der Betrof-
fenen über die Auswirkungen 
der globalen Erwärmung auf 
die Republik der Marshal-

linseln und ihre Bevölkerung – das ist 
»One Word«. Die meisten Teile der Mars-
hall-Inseln liegen weniger als 1,5 Meter 
über dem Meeresspiegel. Der Film wur-
de unter starker Einbeziehung der Mars-
halles*innen entwickelt und gedreht. 

Wir laden euch ein, diesen Film mit 
uns zu sehen, den Eintritt übernimmt 
DIE LINKE. Dresden.         schauburg.de

Der Fonds für einen gerechten Über-
gang (JTF) war über Jahre hinweg ei-
ne wichtige Forderung der LINKEN, 
um Kohle- und Industrieregionen, wie 
.B. der Lausitz, einen sozial und ökolo-
gisch nachhaltigen Strukturwandel zu 
ermöglichen. Es ging immer darum, 
beim Umstieg von fossilen Energien auf 
erneuerbare den Beschä� igten echte 
Perspektiven zu bieten. Im September 
stimmte das Europaparlament über den 
JTF ab. In einigen Bereichen gibt es Fort-
schritte. So können jetzt Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Energiearmut so-
wie für Forschung und Kreislaufwirt-
scha� , aber auch für Bildung und Kul-
tur gefördert werden. Das Parlament 
hat die Budgets im Vergleich zum Vor-
schlag der Kommission erhöht, doch die 
fi nanzielle Ausstattung ist weiterhin zu 
gering und steht in keinem sinnvollen 
Verhältnis zu den Bedürfnissen der be-
troff enen Regionen. Für diese ist der Ei-
genanteil o�  zu hoch. 

Ausnahmen erlauben es Großkonzer-
nen, JTF Mittel abzugreifen. Damit kön-
nen sogar Erdgasprojekte gefördert wer-
den. Statt den Ausbau von erneuerbaren 

Energien, von Energiespeichertechno-
logien und nachhaltiger Mobilität vor-
anzutreiben, werden sogenannte Zwi-
schenlösungen umgesetzt. 

Absurde Taktik zur
Verzögerung des Wandels
Doch die Infrastruktur, die heute ge-
baut wird, hat eine wirtscha� liche Le-
bensdauer von 20 bis 60 Jahren, al-
so weit über 2050 hinaus. Somit wäre 
schon bald ein zweiter Strukturwan-
del fällig, um aus der Erdgasverbren-
nung auszusteigen. Dies ist im Interesse 
der »fossilen Unternehmen«, die erfolg-
reich darauf drängen, Erdgas in allen 
Teilen der EU-Klimapolitik als Über-
gangstechnologie zu verankern und in 
direkter Konkurrenz zu erneuerbaren 
Energien zu fördern. Die Erdgaslobby 
ist auf dem besten Weg, den Green De-
al und die gesamte Klimapolitik der EU 
zur Farce werden zu lassen. Den Ver-
pfl ichtungen gegenüber dem Pariser Ab-
kommen kann die EU so nicht gerecht 
werden. Zugleich macht sie sich so von 
Erdgas-Lieferungen aus anderen Erdtei-

len langfristig abhängig, darunter auch 
vom klimaschädlichen Fracking-Gas 
aus den USA. Außerdem birgt die Erd-
gaserschließung erhebliches geopoli-
tisches Konfl iktpotenzial, wie zuletzt 
die Spannungen zwischen der Türkei 
und ihren Nachbarn im Mittelmeer ge-
zeigt haben.

Der JTF widerspricht in seiner Ausge-
staltung dem Ziel eines Klimaschutz-
fonds. Sächsische Europaabgeordnete 
von CDU, SPD und AfD haben diesen je-
doch befürwortet. Für LINKE und Grü-
ne gab es ausreichend wichtige Gründe, 
den JTF trotz einiger Verbesserungen 
durch das Parlament abzulehnen.

Stephen Schindler
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Der Strukturwandel erfordert eine zeitnahe ökologische und ökonomische Konversion. Zaudern schadet.

Grüße von der Gas-Lobby
Wie ein notwendiger Strukturwandel torpediert wird.

»Keiner will mehr 
Abhängigkeit von 
Fracking-Gas aus 

den USA.«

Jeder Anstieg des Meeresspiegels wäre fatal.

Filmvorführung in der 
Schauburg

  4.12. 20:00 Uhr – Bitte vor 
Beginn auf der Homepage der 
Schauburg über das Stattfi nden 
informieren.

Was tun? Wohin, wenn dein Land im Meer versinkt?
SCHAUBURG
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Weil die Stadtverwaltung bei der Erstellung von Be-
bauungsplänen nicht hinterhergekommen ist, sollte 
die Übergangsfrist zur Einführung des kooperativen 
Baulandmodells bis Sommer 2022 um anderthalb Jah-
re verlängert werden. In der Übergangsfrist werden 
die Investoren nur zu 15 Prozent Sozialwohnungen 
verpfl ichtet und nicht auf 30 Prozent, sofern eine Prü-
fung das so oder so als zumutbar ausweist. Sowohl das 
Konzept zur kooperativen Baulandentwicklung mit 
der Vorgabe von Sozialwohnungen zu 30 Prozent als 
auch die Verlängerung der Übergangsfrist wurden 

durch den Oberbürgermeister vorgelegt.
Auf Zuruf von Rechtsaußen beschloss der Stadtrat 

mit einer Zufallsmehrheit in seiner Oktobersitzung 
rechtswidrig, dass grundsätzlich nur noch 15 Prozent 
Sozialwohnungen in den Bebauungsplänen zu veran-
kern seien. Rechtswidrig war die eingebrachte Ände-
rung, weil das Baulandmodell gar nicht Gegenstand 
war, sondern nur die Übergangsfrist. Der Oberbür-
germeister enthielt sich der Stimme und verscha�  e 
damit dem rechtswidrigen Antrag eine Mehrheit. An-
schließend widersprach Hilbert diesem von ihm selbst 

durch passives Verhalten herbeigeführten Beschluss,
wodurch der Stadtrat auf der Novembersitzung, einer 
Sondersitzung, erneut über den Vorgang abstimmen 
musste. Im Prinzip wäre die Angelegenheit damit vom 
Tisch.

Oberbürgermeister fällt der eigenen 
Verwaltung in den Rücken.
Auf Rückfrage äußerte sich Hilbert während der Sit-
zung sinngemäß, dass 15 Prozent Sozialwohnungen 
ausreichend wären, das hätten »Fachleute« gesagt.
Die »Fachleute« waren wohl nicht so sehr Sozialex-
perten, sondern Lobbyisten der Immobilienwirtscha� ,
die parallel in den Fraktionen antichambrieren und 
außerdem Klagen angestrengt haben, um gegen das 
Baulandmodell vorzugehen. Dabei jammern sie be-
vorzugt über hohe Grundstückspreise – die sie aber 
genährt durch hohe Gewinne in der Vergangenheit 
und billiges Geld durch ihr spekulatives Verhalten 
auf dem Grundstücksmarkt selbst mit herbeiführen.
In der Folge hat der Oberbürgermeister nun seiner-
seits eine Schnellvorlage eingebracht, die parallel ab-
gestimmt werden soll und im Schweinsgalopp durch 
den Stadtrat gepeitscht werden soll. Darin enthalten 
die von Rechtsaußen und der Immobilienlobby gefor-
derte Begrenzung von Sozialwohnungen auf 15 Pro-
zent. Während die Verwaltung sonst behauptet, für 
eine Vorlage mindestens ein Viertel Jahre für einen 
»Ämterumlauf« zu brauchen, geht es beim Bedienen 
privatwirtscha� licher Belange bei Hilbert off ensicht-
lich schneller. Dabei ist eine Eilbedür� igkeit gar nicht 
erkennbar, hat sich die Verwaltung doch mit der Ver-
längerung der Übergangsfrist erst einmal terminlich 
Lu�  verscha�  . Damit bestünde Zeit, mit Fachleuten 
über das Konzept zu diskutieren und nicht nur Ein-
fl üsterungen interessengeleiteter Lobbyisten. DIE 
LINKE wird die ursprüngliche Zielsetzung für die 
Schaff ung von Sozialwohnungen verteidigen und 
lehnt den Vorstoß des Oberbürgermeisters einer 
Senkung der Sozialwohnungsquote inhaltlich und 
auch im Vorgehen empört ab.              Tilo Wirtz

Hilbert will sozialen Wohnungsbau halbieren!
Auf Kommando von Rechtsaußen bedient der Oberbürgermeister die Interessen der Immobili-
enhaie und bringt eine Halbierung der Sozialwohnungsquote für private Investoren ein.

Auch in Dresden drehen sich die Kräne. Wenn es nach uns geht, müssen davon alle profitieren.

STADTENTWICKLUNG

Fast wäre die Sache noch schiefgelaufen! Ein 
Tennisverein und ein ungeliebtes Parkhaus 
waren die Stolpersteine, die den Grundsatz-
beschluss auf den letzten Metern hätten 
scheitern lassen können. Aber dazu viel-

leicht etwas später.
Seit längerer Zeit schon ist das Dach der Mar-

gon-Arena nicht ganz dicht, und fast wäre es einfach 
ausgebessert worden. Aber statische Probleme der 
Dachkonstruktion vergrößerten einerseits das Ab-
dichtungsproblem, eröff neten aber andererseits auch 
die Chance, etwas mehr als unbedingt nötig zu ma-
chen. Denn, wenn man eine Sache einmal anfasst, 
dann kann man sie auch richtig machen.

Die Hauptnutzenden der Halle, die Volley-
ball-GmbH des DSC 1898 e. V., beklagen schon lange, 
dass ihre Spielklasse (die erste Bundesliga) und die 
Ausstattung der Halle nicht mehr zusammenpassen. 

Wenn man also einmal bauen muss, warum dann 
nicht gleich ein erstklassiges Ausstattungsniveau an-

streben? Natürlich ist so etwas immer umstritten, vor 
allem, wenn wegen der Corona bedingten Steueraus-
fälle anderswo viele Euro fehlen.

Wir waren dennoch dafür. Öff entliche Einrich-
tungen tragen durch eine gute Ausstattung zu einem 
hohen Lebensniveau in der Stadt bei und in der Boden-
bacher Straße gehen eben nicht nur Spitzensportler ih-
rem Broterwerb nach, sondern viele andere Menschen 
nutzen diese Halle. Zusätzlich wird es auch noch eine 
enge Kooperation mit dem benachbarten zukün� igen 
Gymnasium Linkselbisch-Ost (LEO) geben.

Aber wie immer: Bei einer Grundsatzplanung 
stimmt noch nicht alles. Der Versuch, uns mit die-
sem Beschluss auch ein Parkhaus unterzujubeln 
und bei der Gelegenheit einen alteingesessenen Ten-
nisverein zu vertreiben, wurde vom Rat zurecht 
zurückgewiesen. Sowohl für den Tennisverein als 
auch für die Antwort auf die Frage der nötigen Stell-
fl ächen müssen nun durch die Verwaltung ande-
re Varianten gesucht werden.          Tilo Kießling Bietet Platz für viele Sportler*innen: Die Margon-Arena.

Stadtrat fasst Beschluss zur Sanierung und Erweiterung des Sportkomplexes.
MARGON-ARENA
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In der Stadtratssitzung im Oktober wurde unser interfrak-
tioneller Antrag »Ein Netz für alle« für mehr Bildungsge-
rechtigkeit in Dresden von einer konservativ-rechten 
Mehrheit samt OB Hilbert abgelehnt. Ihre Begründungen: 
»Ein Schaufensterantrag, der zu viele Fragen unbeantwor-
tet lasse« (CDU), »warum sollten nur diejenige Unterstüt-
zung bekommen, die es sich nicht leisten können« (AfD) 
»und wird schlichtweg nicht gebraucht« (FDP).

In ihrer Rede betonte Stadträtin Katharina Hanser, 
dass wir uns im Bereich Digitalisierung immer noch im 
Schneckentempo bewegen. Gerade in Bezug auf die Bil-
dung dürfe in diesem Bereich aktuell nicht gespart wer-
den. Es sei eine Frage der sozialen Teilhabe und Bil-
dungsgerechtigkeit in Dresden, die sich eben nicht 
zuletzt durch den häufi gen Heimunterricht während 
der Corona-Pandemie bemerkbar gemacht habe, aber 
nicht auf diese beschränkt sei.       Die Redaktion

BILDUNG

Für eine bessere Umsetzung ist eine umfangreiche Betei-
ligung festgelegt, so ist zum Beispiel das Einvernehmen 
zwischen den Landkreisen und kreisfreien Städten her-
zustellen. Dresden zum Beispiel hat mehr Berufsschulzen-
tren als Leipzig und Chemnitz. Aus diesem Grunde muss-
te eine bestimmte Zahl an Plätzen in Dresden an andere 
Berufsschulen abgegeben werden, beispielsweise in die 
Landkeise Meißen und Sächsische Schweiz-Osterzgebir-
ge. In der ursprünglichen Fassung waren es 1200 Plätze, 
nach der jetzigen Veränderung sind es nur noch 700 weg-
fallende Plätze. Da insgesamt ein Aufwuchs des Bedarfes 
an Berufsschulplätzen in den nächsten Jahren prognosti-
ziert wird, sollte sich das am Ende wieder ausgleichen.

Als Stadträtinnen und Stadträte sind wir laut Ratsbe-
schluss an den Diskussionen beteiligt, denn am Ende soll-
ten wir im bestmöglichen Fall einem Beschluss zustimmen. 
Der Bildungsbürgermeister hat diese Beteiligung ermög-
licht, sodass wir in mehreren Runden mit den Schullei-
ter*innen, dem Schulverwaltungsamt und Vertretern des 
SMK zusammensaßen. Schwierig wurde es allerdings, als 
ich als Stadträtin Informationen von Lehrer*innen hatte, 
die im Widerspruch zu den Aussagen der Schulleiter*in-
nen standen. Der Beteiligungsprozess innerhalb der Be-

rufsschulen wurde off ensichtlich auf sehr unterschied-
lichen Niveau geführt, zum Teil gar nicht. Hier hätte die 
Stadt die Haltung der Lehrer*innen und Schüler*innen 
besser berücksichtigen müssen.

Politik muss Mängel in der Erarbeitung
fl icken.

 Für uns als Linke waren drei Dinge in der Diskussion 
wichtig: 1. Das im Schulgesetz festgelegte Wohnortprin-
zip soll so gut wie möglich umgesetzt werden. 2. sollen 
alle Berufsrichtungen auch an staatlichen Schulen ausge-
bildet werden und nicht an gewinnorientierten Bildungs-
unternehmen auf einem Bildungsmarkt abgeschoben wer-
den, denn damit sind Kosten für die Familien verbunden.
3. Die Schulen und Ausbildungsbetriebe müssen in den 
Prozess einbezogen werden.

Am Schwierigsten war die Einigung für das BSZ Elekt-
rotechnik, das BSZ Dienstleistung und Gestaltung, BSZ für 
Gesundheit und Sozialwesen »Karl August Lingner« und 
für das BSZ für Agrarwirtscha�  und Ernährung. Am Ende 
werden wir dem dann geänderten Plan für die Berufsschul-
netzplanung hoff entlich zustimmen können.     Anja Apel

Wie weiter mit den Berufsschulen?
Seit Monaten schwelt der Streit um die zukün� igen Berufsschul-
standorte. Ganze Ausbildungszweige stehen in Frage.

Berufsschulen sind ein wesentlicher Bestandteil der Bildungslandschaft. Wir streiten für eine faire Verteilung – auch für Dresden.

Digitalisierung birgt auch Chancen für mehr Gerechtigkeit.

Im Oktober wurde im Stadtrat der 
Bibliothekentwicklungsplan 2025 
verabschiedet. Er setzt mit dem 
Ausbau der umfangreichen Digita-
lisierungsstrategie sowie der 7/10 
Öff nungszeiten neue Maßstäbe. So 
sollen von nun an jedes Jahr zwei 
weitere Stadtteilbibliotheken an sie-
ben Tagen in der Woche für je zehn 
Stunden geöff net werden und so 
gleichzeitig als Kultur- und Nach-
barscha� szentren fungieren. Die 
Bibliothek Südvorstadt war die ers-
te, in der dieses Konzept umgesetzt 
wurde. Sie ist an allen sieben Tagen 
der Woche zugänglich und wird an 
vier Tagen durch Fachpersonal be-
treut. An den übrigen drei Tagen 
übernimmt ein Wach- und Sicher-
heitsdienst die Aufsicht. Das Ange-
bot wird von der Bevölkerung sehr 
gut angenommen und die Bibliothek 
konnte im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum fast doppelt so viele Besu-
cher*innen verzeichnen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt 
des Bibliotheksentwicklungsplans 
ist der Ausbau der Schulbibliothe-

ken. Hier zeigt sich, dass mit ver-
gleichsweise geringem fi nanziellen 
Aufwand und viel ehrenamtlichem 
Engagement eine große Wirkung 
erzielt werden kann. Mit der für 
Herbst geplanten Eröff nung der 
Schulbibliothek im Gymnasium 
Dresden Plauen stehen nun insge-
samt 30 Standorte zur Verfügung, 
zehn weitere sollen pro Jahr folgen. 
Bei der Auswahl kün� iger Standor-
te fi ndet eine enge Zusammenarbeit 
mit dem Bildungsbüro statt.

Bei den Verhandlungen zum 
Doppelhaushalt 2021/22 werden 
wir ganz besonders darauf ach-
ten, dass es in diesem Bereich 
nicht zu Kürzungen kommt. Bi-
bliotheken leben von ihren Me-
dienetats, weshalb eine Kürzung 
auf 80% der Sachkosten nicht hin-
nehmbar ist.    Anne Holowenko

Bibliotheken werden zu attraktiven 

Lern- und Begegnunsgorten.

Sonntags wird
es voll.

BIBLIOTHEKEN

Konservative verhindern mehr Bildungsgerechtigkeit.
ANTRAGSINITIATIVE
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In einer Stadtratssitzung im Herbst wurde darüber 
entschieden, dass die städtische Wohnungsbaugesell-
scha�  WiD kün� ig neben Sozialwohnungen auch Woh-
nungen ohne Sozialbindung errichten darf. Die Vorlage 
der Stadtverwaltung sah vor, dass bei großen Wohn-
bauvorhaben von mehr als 50 Wohneinheiten auch ein 
Anteil von maximal 30% der Wohnungen zu marktüb-
lichen Preisen angeboten werden kann. Bisher dürfen 
ausschließlich Sozialwohnungen entstehen. Die Haupt-
zielgruppen der WiD sind Haushalte, die auf dem freien 
Wohnungsmarkt nur schwer eine passende Wohnung 
fi nden, wie einkommensschwache Haushalte, beson-
ders große Haushalte oder Menschen mit körperlichen 
Einschränkungen und entsprechenden Bedarfen an 
barrierefreien oder barrierearmen Wohnungen. Dieser 
Fokus bleibt auch mit der Änderung bestehen, das steht 
völlig außer Frage. Denn auch mit der Öff nung sollen 
keine fi nanziellen Ziele verfolgt werden, sondern lang-
fristig der Handlungsspielraum der WiD vergrößert 
werden. Gerade bei großen Bauvorhaben besteht im-
mer die Gefahr der Stigmatisierung, dem soll durch eine 
gute Durchmischung entgegengewirkt werden. Schaut 
man sich andere kommunale Wohnungsunternehmen 
an, ist genau das die gängige Praxis. 

Das Ziel ist es, Mietpreissteigerungen 
stadtweit abzumildern. 
So variiert der Anteil von mietpreisgebundenen Woh-
nungen am kommunalen Bestand bei den bundesweit 
740 öff entlichen oder kommunalen Wohnungsunter-
nehmen erheblich. Essen beispielsweise hat in seinem 
städtischen Wohnungsunternehmen gerade einmal 14% 
der Wohnungen mit Mietpreisbindungen belegt, Mainz 
dagegen 70%. Potsdam verfolgt die Strategie, in sei-
nem städtischen Wohnungsunternehmen verschiedene 
Preiskategorien anzubieten, für einkommensschwache 
Haushalte einerseits, aber auch für Haushalte mit mitt-
leren Einkommen. 

So haben es andere Städte über Jahre gescha�  , ihr 
Wohnungsunternehmen zu einem starken Akteur auf 
dem Wohnungsmarkt vor Ort zu machen und neben den 
sozialpolitischen Zielen auch strategische Ziele in der 
Stadtplanung und Stadtentwicklung zu verfolgen. 

Daher ist es auch in Dresden sinnvoll, diese Öff nung 
vorzunehmen, wenngleich der Schwerpunkt, die Schaf-
fung von preisgünstigen Wohnungen, nicht verhan-
delbar ist.                          Pia Barkow

SOZIALES

Nach 13-jähriger engagier-
ter Arbeit ist das Mehrge-
nerationenhaus des Rie-
sa Efau aus Dresden nicht 
mehr wegzudenken. Ziel 

des Hauses ist es, die Lebensqualität 
einzelner und auch von Familien zu ver-
bessern. Der generationsübergreifende 
Ansatz fördert die Begegnung von Men-
schen unterschiedlicher Lebensalter 
und verbindet Menschen in verschie-
densten Lebenslagen. Dresdner*innen 
aller Altersgruppen sollen zu sozialem 
Engagement motiviert werden. Dass das 
generationsübergreifend geschieht, ist 
ein wesentliches Alleinstellungsmerk-
mal. Deshalb unterstützen wir als LIN-
KE die Ko-Finanzierung aus dem Städ-
tischen Haushalt mit 10.000 Euro pro 
Jahr.                      Christopher Colditz

Sozialer Wohnungsbau mit Zugabe
Soll die WiD auch Wohnungen für den freien Markt bauen?

Die neuen Wohnungen der WiD sorgen für eine bessere soziale Durchmischung in Dresden.

Die GEW (Gewerkschaft für Erziehung und 
Wissenschaft) ließ Anfang Oktober ver-
lauten, dass der Eigenbetrieb KiTa der 
Stadt Dresden die Arbeitszeit von Er-
zieherinnen und Erziehern auf 32 Stun-

den reduzieren will. Diese Reglung gilt seit dem 19. 
Oktober für alle Beschäftigten mit sogenannten 
32-Plus-Verträgen. Bei diesen Verträgen kann der 
Eigenbetrieb eine Anpassung der Stundenzahl im 
Rahmen von mindestens 32 bis maximal 40 Stunden 
vornehmen, die Beschäftigten selbst haben darauf 
keine Einflussmöglichkeit oder Mitsprache. Auf-
grund des Personalmangels in den Einrichtungen ar-
beiten viele Erzieherinnen und Erzieher aber ohne-
hin mit maximaler Stundenanzahl. 

Die nun umgesetzte Arbeitszeitkürzung soll aber 
vor allem ohne jeden Lohnausgleich erfolgen. Das 
bedeutet, dass den Beschäftigten ein Einkommens-

verlust von bis zu 20 Prozent droht. Kein Wunder al-
so, dass bei den Beschäftigten und auch zahlreichen 
Eltern diese Meldungen für Unverständnis vor allem 
Wut sorgten. Bereits jetzt sind viele Beschäftigte am 
Rande ihrer Kapazitäten. Eine solche Kürzung wür-
de schließlich auch zu Lasten der Qualität der Betreu-
ung gehen. Im Bundesvergleich hat Sachsen noch im-
mer den zweitschlechtesten Betreuungsschlüssel.
Stadtrat Tilo Kießling zeigt sich daher erzürnt über 
diese Entwicklungen: »Gleichzeitig den Eltern mit 
Gebührensteigerungen zu drohen und Druck auf die 
Erziehungskräfte auszuüben, gefährdet den über 
viele Jahre aufgebauten Ruf der städtischen Kinder-
tagesbetreuung. Wir als LINKE werden für einen 
besseren Tarifvertrag kämpfen. Das Risiko schwan-
kender Betreuungsbedarfe darf nicht den einzel-
nen Erziehrinnen und Erziehern allein aufgebürdet 
werden.«          Die Redaktion Individuelle Förderung ist kein Selbstläufer.

Platz für Erfahrungsaustausch und Fürsorge

Jung und Alt unter 
einem Dach

SOZIALES

Arbeitszeitkürzungen bei den Erzieherinnen und Erziehern ist ein fatales Signal.
EIGENBETRIEB KITA
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Der Stadtrat hat mit brei-
ter Mehrheit beschlos-
sen, 17 neue Grill-
plätze einzurichten. 
Geschrieben hatte ich 

den gemeinsam mit der SPD-Frak-
tion eingereichten Antrag Anfang 
2018 und zurecht kritisierte Leo 
Lentz, wie lang die Verwaltung 
für die Umsetzungsvorlage benö-
tigte. Spannend an dem Antrag 
ist aber die Frage: Wie wurde aus 
dem strittigen Auftrag, neue Grill-
plätze zu suchen, eine breite Mehr-
heit Grillplätze einzurichten?
Es erwies sich als hilfreich, dass 
der Antrag eine Politik des Ange-
bots – nicht der Forderungen – be-
trieb. Jeder Stadtbezirks-, jeder 
Ortschaftsrat konnte selbst ent-
scheiden, ob und wo er neue Grill-
plätze will. Das hilft auch wildes 
Grillen einzudämmen. Am En-
de war es einzig die AfD, welche 
die fast ausschließliche Zustim-
mung aller örtlichen Gremien 
nicht interessierte. Letztlich half 
dem Antrag aber sicher auch die 

Hoffnung, dass die Pandemie bald 
überwunden ist und wir alle wie-
der öfter gesellig beisammen sein 

können. Die Grillplätze bieten da-
für einen guten Anlaufpunkt. 

Norbert Engemaier

Zu den Privilegien eines Oberbürgermei-
sters gehört es, Stadtratsbeschlüssen wi-
dersprechen zu dürfen. Der Oberbürger-
meister MUSS widersprechen, wenn er 
den Beschluss für rechtswidrig hält, er 
KANN widersprechen, wenn er ihn für 
nachteilig für die Stadt hält. Die Sache 
hat natürlich einen kleinen Haken. Der 
Oberbürgermeister behält nicht das letz-
te Wort. Am Ende darf der Stadtrat nach 

gründlichem Nachdenken dann doch 
entscheiden. Im Stadtrat verfügte die 
rechte Seite über eine knappe Mehrheit, 
sie erkannten ihre Chance und kassier-
ten einen Stadtratsbeschluss zum Koope-
rativen Baulandmodell. Zur Abstimmung 
stand eigentlich nur die Genehmigung 
einer begründeten Ausnahme, aber 
schwuppdiwupp wurde gleich das Prin-
zip gekippt und die Zahl der Sozialwoh-
nungen von 30 auf 15 Prozent halbiert. 
Dieser Beschluss war eindeutig rechts-
widrig und angesichts des Mangels an 
bezahlbaren Wohnungen auch nachtei-
lig für die Stadt. Allerdings passte er gut 
ins Weltbild des Oberbürgermeisters: 
Schließlich sollen Investoren mit den 
Bauprojekten ordentlich Geld verdienen. 
Und so tat er sich mit dem Widerspruch 
schwer, eierte im Stadtrat herum und 
sagte schließlich halbherzig eine Prü-
fung zu. Nach gründlichem Nachdenken 
widersprach er dann doch – nicht ohne 
mit einer neuen Vorlage zugleich genau 
das zu beantragen, dem er gerade wi-
dersprochen hatte. Das mag ein Wider-
spruch sein. Aber das ist ja das Privileg 
des Oberbürgermeisters.         Jens Matthis
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Grillplätze: Orte, die unterschiedlichste Menschen kulinarisch  zusammenbringen.

Widersprüche
GANZ HINTEN LINKS

Die Stadt  ist zum Benutzen da. Wir schaffen die Räume.
GRILLPLÄTZE


